
F:\Fachbereich I\Hauptamt\Kommunalwahl\Hauptsatzung\Hauptsatzungsentwurf für die Gemeinde Martfeld Muster.DOC 
 

Seite 1 von 3 

 

Hauptsatzung der Gemeinde Martfeld 
 

 
 
Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde 
Martfeld in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Martfeld“. 

 
(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Bruchhausen-Vilsen. 

 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Gemeinde zeigt 

 
„schräg geteilt von gold und rot; oben eine schwarze Windmühle, unten eine 
eintürmige goldene Kirche mit schwarzen Dächern, unten links aufgelegt ein 
goldener Schild, darin eine schwebende schwarze Hausmarke, dieses 
bestehend aus zwei schräg gekreuzten Winkelmaßen mit abgewendeten 
gekürzten Schenkeln, die mit einem beiderseits schräg angeschnittenen 
Balken zu einem Triangel verbunden sind“. 

 
(2) Die Gemeinde führt eine goldene Flagge mit rotem Randstreifen, belegt mit 

dem Gemeindewappen. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift Gemeinde Martfeld, 

Landkreis Diepholz. 
 
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 
 
a)  Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG (u.a. Veräußerung von 

Grundstücken), deren Vermögenswert die Höhe von 1.000,00 Euro übersteigt, 
 
b) Verträge i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG (u.a. Verträge mit 

Ratsmitgliedern), deren Vermögenswert die Höhe von 1.000,00 Euro 
übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung 
abgeschlossen werden. Für Verträge i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG in 
Grundstücksangelegenheiten ist ausschließlich der Rat zuständig. 
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§ 4 
Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

nach § 81 Abs. 2 NKomVG 
 

(1) Der Rat legt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten die Anzahl der 
ehrenamtlichen Vertreterinnen und/oder Vertreter der Bürgermeisterin oder 
des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der repräsentativen Vertretung der 
Gemeinde sowie bei der Einberufung und Leitung der Sitzungen des Rates 
und des Verwaltungsausschusses vertreten, fest. 

 
(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche 

bestehen soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterinnen 
und Vertreter die Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder 
stellvertretender Bürgermeister mit einem Zusatz aus dem sich die 
Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt. 

 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von 

mehreren Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben 
sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei 
mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden.  

 
(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des 

Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde 

Martfeld zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den 
Verwaltungsausschuss von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne 
Beratung den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung 
zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch 
Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten u.s.w.). 

 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder ge-

gen die guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den 
Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen. 

 
(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antrags-

begehren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder 
Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 
Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

 
 (6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsaus-

schuss übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 
Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der 
Verwaltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur 
Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.  
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§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen 

sowie öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden im Amtsblatt für 
den Landkreis Diepholz verkündet bzw. bekannt gemacht. 

 
(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen im amtlichen Teil der Kreiszeitung 

für die Landkreise Diepholz und Nienburg (Hoyaer Wochenblatt). 
 
 

§ 7 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die 
Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze 
Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes. Zeit, Ort und Gegenstand von 
Einwohnerversammlungen sind gemäß § 6 mindestens 7 Tage vor der 
Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen.  
 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung der Gemeinde Martfeld vom 23.04.1997, zuletzt geändert durch die 2. 
Änderungssatzung vom 27.04.2005, außer Kraft. 
 
 
Martfeld, den 13.12.2011 
 
Der Gemeindedirektor 
 
 
 
 
__________________________ 
Horst Wiesch 


